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Die obligatorische elektroni-
sche Rechnung kommt 
 
Im Koalitionsvertrag haben sich die die 
Bundesregierung tragenden Parteien auf 
die Einführung eines bundesweiten ein-
heitlichen Meldesystems zur Erstellung, 
Prüfung und Weiterleitung von Rechnun-
gen verständigt. Das Bundesministerium 
der Finanzen erwägt, dem Gesetzgeber als 
ersten Schritt hin zu der späteren Einfüh-
rung eines entsprechenden transaktionsbe-
zogenen Meldesystems die obligatorische 
Verwendung von elektronischen Rechnun-
gen (e-Rechnungen) für inländische B2B-
Umsätze vorzuschlagen. 
Im Lichte dieser Ausgangslage wurde ein 
Diskussionsentwurf erstellt, dessen Kern-
punkte sich wie folgt zusammenfassen las-
sen: 

• Neues Förderkonzept für erneuerbares 
Heizen 

• Verteilung von Einnahmen, 
   Betriebsausgabenpauschale 

• Umsatzsteuer: Durchschnittssteuersatz, 
Steuerausweis, Beiträge Fitnessstudio 

• Neues zur Einkommensteuer

• Beschränkung der eRechnung auf inlän-
dische B2B-Umsätze, 

• eine neue Definition der eRechnung an-
gelehnt an den ViDA-Rechtsetzungsvor-
schlag und basierend auf der Norm CEN 
16931 (Richtlinie 2014/55/EU vom 16. 
April 2014). 

• die Zusammenfassung von Papierrech-
nung und elektronischer Rechnung, die 
nicht die Anforderungen an die neue 
eRechnung erfüllt, unter dem neuen Be-
griff „sonstige Rechnung“, 

• die Streichung des Vorrangs der Papier-
rechnung in § 14 Abs. 1 Satz 7 UStG, 

• die Neustrukturierung der Rechnungs-
ausstellungsverpflichtung in § 14 Abs. 2 
UStG, um zukünftig B2B-Rechnungen 
beschreiben zu können, und 

• die Überführung der Aussagen zur Echt-
heit der Herkunft der Rechnung, der Un-
versehrtheit des Inhalts und ihrer 
Lesbarkeit von § 14 Abs. 1 Satz 3 bis 6 
nach § 14 Abs. 3 Satz 1 bis 4 UStG. 

Insbesondere an einer Einschätzung zu fol-
genden Eckpunkten interessiert: 
• Zeitplan: Derzeit ist geplant, dem Gesetz-

geber die Einführung der obligatorischen 
e-Rechnung für inländische B2B-Umsätze 
zum 1. Januar 2025 vorzuschlagen. 

• Staffelung: Ist eine zeitlich befristete Ent-

lastung für kleine und mittlere Unterneh-
men mit Blick auf den Einführungszeit- 
punkt zum 1. Januar 2025 erforderlich 
und wie könnte diese ausgestaltet wer-
den? Beispielsweise könnte die obligato-
rische eRechnung zeitlich gestaffelt ein- 
geführt werden. Für eine Staffelung 
könnte sich eines der folgenden Modelle 
anbieten: 

   • Staffelung nach der Unternehmens-
größe: 

      Es wäre denkbar, dass im ersten Jahr 
der Regelung kleine und mittlere Un-
ternehmen dem Empfang der eRech-
nung - wie unter der aktuellen Rege- 
lung noch zustimmen müssten. Im 
zweiten Jahr wäre eine Zustimmung 
nur noch von kleinen Unternehmen er-
forderlich. Ab dem dritten Jahr sollte 
die eRechnung flächendeckend einge-
führt sein. 

• Staffelung nach dem Rechnungsbetrag: 
Die Pflicht zur Verwendung einer eRech-
nung würde erst ab einem bestimmten 
Rechnungsbetrag (Grenzbetrag) gelten, 
der nach und nach verringert würde (denk-
bar wäre z. B. ein Grenzbetrag von 50.000 
Euro im ersten Jahr, von 30.000 Euro ab 
dem zweiten Jahr und ein Wegfall des 
Grenzbetrages ab dem dritten Jahr). 
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• Weitere Alternative: 
Der Empfang einer eRechnung könnte ab 
dem ersten Tag der Einführung für alle Un-
ternehmen verpflichtend sein. Zur Ausstel-
lung von eRechnungen wären kleine und 
mittlere Unternehmen erst zu einem spä-
teren Zeitpunkt verpflichtet. 
• Ausnahmen:  
Bestimmte Rechnungen (z. B. Kleinbetrags-
rechnungen i. S. v. § 33 Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung (UStDV) und/ 
oder Fahrausweise i. S. v. § 34 UStDV) - sol-
len ggf. zunächst bei der Einführung oder 
dauerhaft - von der obligatorischen eRech-
nung ausgenommen werden. 
 
 

Aktuelles: Gesetzgebung: 
Neues Förderkonzept für  
erneuerbares Heizen 
 
Die Bundesregierung hat sich am 
19.4.2023 auf ein neues Förderkonzept 
zum erneuerbaren Heizen verständigt. 
Basis und Ausgangspunkt bilden die be-
währten Förderstrukturen der bestehenden 
„Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude“. 
Hierzu wird ausgeführt: 
• Mit dem Gesetzentwurf zur Novelle des 

Gebäudeenergiegesetzes wird der ver-
bindliche Umstieg auf erneuerbare Ener-
gien beim Heizen gesetzlich verankert. 
Das heißt konkret, dass ab dem 1.1.2024 
möglichst jede neu eingebaute Heizung 
zu mindestens 65 % mit Erneuerbaren 
Energien betrieben werden muss. Daher 
wird in der Folge auch die Förderung an-
gepasst. 

• Es gibt weiterhin im Rahmen der BEG 
eine Grundförderung für alle Bürger im 
selbstgenutzten Wohneigentum sowie 
private Kleinvermieter (bis zu sechs 
Wohneinheiten, davon eine selbst be-
wohnt) für den Tausch einer alten fossi-
len gegen eine neue klimafreundliche 
Heizung. Der Fördersatz beträgt künftig 
einheitlich 30 % für alle Erfüllungsoptio-
nen. 

• Zusätzlich zu dieser Grundförderung gibt 
es für Bürger für den Austausch ineffi-
zienter Heizungen Klimaboni. So erhalten 
Bürger, die nach dem neuen GEG durch 

Ausnahmeregelungen nicht zum Tausch 
ihrer alten Heizung verpflichtet wären zu-
sätzlich 20 % Förderung. Einen gleichho-
hen Bonus erhalten auch Empfänger 
einkommensabhängiger Transferleistun-
gen (beispielsweise Wohngeldempfän-
ger). Und diejenigen, die verpflichtet sind 
eine neue Heizung einzubauen und die 
gesetzliche Anforderung übererfüllen, er-
halten zusätzlich 10 % Förderung. Auch 
bei Havariefällen wird zur Grundförde-
rung ein Zuschlag von 10 % gewährt, 
wenn die Anforderung übererfüllt wird. 
Mit Förderkrediten für den Heizungs-
tausch stehen zudem Möglichkeiten zur 
Verfügung, die finanziellen Belastungen 
zeitlich zu strecken. Zudem wird es auch 
künftig Möglichkeiten der steuerlichen 
Abschreibung als alternatives Instrument 
weiterhin geben. 

• Die Bürger sollen mit der Förderung beim 
notwendigen Austausch ihrer Öl- und 
Gasheizungen gezielt und bürokratiearm 
aus dem Klima- und Transformations-
fonds unterstützt werden. Die beste-
hende Förderung weiterer energetischer 
Sanierungsmaßnahmen bspw. für Däm-
mung oder Fenstertausch sowie die För-
derung ganzheitlicher Sanierungen auf 
Effizienzhausniveau durch Förderkredite 
der KfW bleiben erhalten. 

Das Förderkonzept im Einzelnen: 
• Förderkonzept erneuerbares Heizen im 

bestehenden Eigenheim 
   Das neue Förderkonzept besteht aus vier 

Elementen: einer Grundförderung, bei 
der Bürger wie bereits bislang Zuschüsse 
für den Heizungstausch erhalten kön-
nen. Zum zweiten kann die Grundförde-
rung durch einen Klimabonus weiter 
erhöht werden. Als drittes Element bleibt 
neben der Zuschussförderung eine er-
gänzende Kreditförderung weiterhin 
möglich und schließlich bleibt die heute 
schon bestehende Möglichkeit der steu-
erlichen Abschreibung als alternatives In-
strument weiterhin erhalten. 

• Grundförderung für den Wechsel zu kli-
mafreundlichen Heizungen 

   Für alle Bürger im selbstgenutzten Wohn-
eigentum wird es auch künftig im Rah-
men der BEG eine Grundförderung für 
den Tausch einer alten fossilen gegen 

eine neue klimafreundliche Heizung 
geben. Die Fördersystematik wird so an-
gepasst, dass alle im Bestand möglichen 
und dem neuen GEG § 71 entsprechen-
den Heizungsoptionen mit dem gleichen 
Fördersatz von 30 % gefördert werden. 

   Für alle anderen Gebäudeeigentümer 
bleibt die bisherige Förderung erhalten. 
Verbrennungsheizungen für Gas und Öl 
werden weiterhin nicht gefördert. Bzgl. 
künftig auch mit Wasserstoff betreibba-
ren Heizungen gilt, dass nur die zusätzli-
chen Kosten für die „H2-Readiness“ der 
Anlage förderfähig sind. 

• Klimabonus zur beschleunigten Dekarbo-
nisierung 

   Zusätzlich zur Grundförderung wird es 
Zuschläge in Form eines Klimabonus für 
verschiedene Fallgestaltungen geben. 
Um möglichst schnell möglichst viel Treib-
hausgasemissionen einzusparen, soll nach 
dem Motto „worst first“ der Austausch 
von mit Öl oder Gas befeuerten sog. 
Konstanttemperaturkesseln und verblie-
benen Kohleöfen in Wohngebäuden 
priorisiert werden. Wegen der CO2-Be-
preisung werden diese Heizungen für 
ihre Besitzer in den nächsten Jahren sehr 
viel teurer. Hier soll mit attraktiven Anrei-
zen eine starke Emissionsreduzierung er-
reicht werden und gleichzeitig Energie- 
armut vermieden werden. 

• Ergänzende Kreditförderung und weiter 
bestehende Förderung von sonstigen Ef-
fizienzmaßnahmen 

   Ergänzend werden Förderkredite für den 
Heizungstausch angeboten, um ein An-
gebot zu schaffen, bei dem die finanziel-
len Belastungen zeitlich gestreckt wer- 
den. Die Zuschüsse werden dann als Til-
gungszuschuss integriert. Dieses Kredit-
programm können alle Bürger in An- 
spruch nehmen. Für andere Sanierungs-
maßnahmen, die nicht den Heizungsaus-
tausch betreffen, bleibt die bisherige 
Förderung der BEG erhalten. Das heißt 
konkret: Die bestehende systemische För-
derung von Sanierungen auf Effizienz-
haus/-gebäudeniveau (BEG Wohngebäu- 
de/Nichtwohngebäude) bleibt grds. un-
verändert, da sie größere Sanierungs-
maßnahmen betrifft, die in Art und 
Volumen über die durch die 65 %-Erneu-
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nanzen und für Heimat macht auf die An-
hebung der Betriebsausgabenpauschale 
für Kindertagesmütter ab 2023 aufmerk-
sam. Danach haben sich Bund und Länder 
auf Verwaltungsebene darauf geeinigt, die 
Betriebsausgabenpauschale für selbstän-
dige Tagesmütter um ein Drittel von 300 auf 
400 EUR je Kind und Monat anzuheben. 
Hierzu führt das Bayerische Staatsministe-
rium der Finanzen und für Heimat u. a. 
weiter aus: 
• Bund und Ländern ist es gelungen, die 

Betriebsausgabenpauschale für selbstän-
dige Tagesmütter um ein Drittel auf 400 
EUR je Kind und Monat anzuheben. Die 
Anhebung trägt nicht nur zur unbürokra-
tischen Anerkennung des mit der Betreu-
ung von Kindern verbundenen Aufwands 
bei, sondern insbesondere auch dazu, 
diesen Beruf attraktiv zu halten. 

• Bund und Länder haben sich auf Verwal-
tungsebene auf eine entsprechende An-
hebung der Betriebsausgabenpauschale 
geeinigt. Nach der angepassten Verwal-
tungsregelung können selbständig tätige 
Kindertagespflegepersonen ab dem Jahr 
2023 anstelle des tatsächlichen Auf-
wands eine monatliche Pauschale von 
400 EUR für jedes betreute Kind als Be-
triebsausgabe geltend machen. 

• Parallel zur Anhebung der Betriebsausga-
benpauschalen für Kindertagespflegeper-
sonen wurden auch die Betriebsaus- 
gabenpauschalen für Schriftsteller und 
Journalisten sowie wissenschaftliche, 
künstlerische und schriftstellerische Ne-
bentätigkeiten angehoben. 

Quelle: Bayerisches Staatsministerium der 
Finanzen und für Heimat, Pressemitteilung 
v. 4.4.2023 (il) 
 
 
Einkommensteuer 
 
Abflugflughafen als erste Tätigkeits-
stätte von Piloten und Flugbegleitern 
Erforderlich, aber auch ausreichend ist, 
dass der Arbeitnehmer am Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte zumindest in geringem 
Umfang Tätigkeiten zu erbringen hat, die 
er arbeitsvertraglich oder dienstrechtlich 
schuldet und die zu dem von ihm ausge-
übten Berufsbild gehören. Werden die 

nach den OM-A geregelten Briefinggesprä-
che im Regelfall im Gebäude des Arbeitge-
bers am Flughafen durchgeführt, zu dem 
der Steuerpflichtige durch seinen Arbeits-
vertrag zugewiesen wurde, ist dies ausrei-
chend, um am Flughafen eine erste Tätig- 
keitsstätte zu begründen, denn bei diesen 
Briefinggesprächen müssen bereits die we-
sentlichen Entscheidungen getroffen wer-
den, z. B. über die Betankung des Flug- 
zeugs und die Flugroute (FG Hamburg, Ur-
teil v. 24.11.2022 - 6 K 207/21; NZB ein-
gelegt, BFH-Az. VI B 4/23). 
 
Privates Veräußerungsgeschäft bei tren-
nungsbedingtem Auszug eines Ehepart-
ners 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil 
vom 14.02.2023 (IX R 11/21) entschieden, 
dass die Veräußerung eines Grundstücks 
an den Ehegatten zur Abwendung eines 
Zwangsvollstreckungsverfahrens im Rah-
men einer Scheidungsvereinbarung ein wil-
lentliches Veräußerungsgeschäft gem. § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG darstellt, wenn die 
Veräußerung innerhalb der Haltefrist er-
folgt. 
Zu den sonstigen Einkünften gem. § 22 Nr. 
2 i. V. m. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zäh-
len auch Einkünfte aus privaten Veräuße-
rungsgeschäften von Grundstücken und 
entsprechenden Rechten, etwa Erbbau-
rechten, bei denen der Zeitraum zwischen 
Anschaffung und Veräußerung nicht mehr 
als zehn Jahre beträgt. Wirtschaftsgüter 
sind von der Steuerpflicht ausgenommen, 
wenn diese zwischen Anschaffung und 
Veräußerung ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurden. Nach der 
Rechtsprechung des BFH setzt dies voraus, 
dass eine Immobilie zum Bewohnen dauer-
haft geeignet ist und vom Steuerpflichtigen 
auch bewohnt wird. Der Steuer- 
pflichtige muss das Gebäude zumindest 
auch selbst nutzen. Unschädlich ist, wenn 
er es gemeinsam mit seinen Familienange-
hörigen oder einem Dritten bewohnt. 
Nach Ansicht des BFH waren die genann-
ten Voraussetzungen nicht gegeben. Seit 
seinem Auszug im Jahr 2015 nutzte der 
Kläger das Einfamilienhaus nicht mehr 
selbst. Dass das Gebäude durch das Kind 
des Klägers selbst genutzt wird, ist hier 

erbaren-Vorgabe im GEG induzierten 
Heizungstausche hinausgehen. Auch 
werden die BEG Einzelmaßnahmen - die 
den Heizungstausch durch Effizienzmaß-
nahmen (wie z. B. Dämmung, Fenster-
tausch, Anlagentechnik, etc.) unterstütz- 
ten - weiter wie bisher gefördert. 

• Alternative: steuerliche Abschreibung 
   Aufrechterhalten bleibt alternativ die 

schon bestehende steuerliche Förderung 
im Einkommenssteuerrecht. Im Einkom-
menssteuergesetz (§ 35c EStG) ist veran-
kert, dass energetische Sanierungsmaß- 
nahmen, wie der Heizungstausch oder 
Dämmmaßnahmen für selbstnutzende 
Eigentümer steuerlich gefördert werden 
können. Selbstnutzende Eigentümer kön-
nen so 20 % ihrer Investitionskosten di-
rekt von der Einkommenssteuerlast ab- 
ziehen. Hier wird über Erweiterungsop-
tionen der steuerlichen Förderung aktuell 
beraten. 

 
 
Buchführung 
 
Verteilung von Einnahmen aus einer 
Nutzungsüberlassung 
Für die Verteilung von Einnahmen aus einer 
Nutzungsüberlassung gemäß § 11 Abs. 1 
Satz 3 EStG fehlt es an einem bestimmba-
ren Zeitraum, wenn die ordentliche Kündi-
gung des Überlassungsvertrags für 30 Jahre 
ausgeschlossen ist und weitere Anhalts-
punkte für eine Befristung oder ein auflö-
sendes Ereignis nicht vorliegen (FG Schles- 
wig-Holstein, Urteil v. 9.11.2022 - 2 K 217/21, 
Revision anhängig, BFH-Az. IX R 18/22). 
Hintergrund: Nach § 11 Abs. 1 Satz 3 EStG 
kann der Steuerpflichtige Einnahmen, die 
auf einer Nutzungsüberlassung im Sinne 
des Abs. 2 Satz 3 EStG beruhen, insgesamt 
auf den Zeitraum gleichmäßig verteilen, für 
den die Vorauszahlung geleistet wird. Wer-
den Ausgaben für eine Nutzungsüberlas-
sung von mehr als fünf Jahren im Voraus 
geleistet, sind sie insgesamt auf den Zeit-
raum gleichmäßig zu verteilen, für den die 
Vorauszahlung geleistet wird, § 11 Abs. 2 
Satz 3 EStG. 
 
Betriebsausgabenpauschale für Tages-
mütter 
Das Bayerische Staatsministerium der Fi-



nicht der Fall, da das zum Zeitpunkt des 
Auszugs neunjährige Kind keinen eigen-
ständigen Haushalt führen kann. Auch die 
Nutzung durch die Ehefrau zusammen mit 
dem gemeinsamen Kind kann dem Kläger 
nicht als Eigennutzung zugerechnet wer-
den. Mangels Eigennutzung ist der aus der 
Veräußerung des Einfamilienhauses erzielte 
Gewinn somit als steuerpflichtiger Veräuße-
rungsgewinn i. S. d. § 23 EStG zu behandeln. 
Praxishinweis 
Der BFH hat im vorliegenden Urteil erst-
mals zu der Veräußerung von Miteigen-
tumsanteilen im Rahmen einer Vermögens- 
auseinandersetzung im Scheidungsverfah-
ren entschieden. Auch eine derartige Ver-
äußerung kann mangels Eigennutzung 
einen steuerpflichtigen Veräußerungsge-
winn auslösen. Zur Verhinderung eines der-
artigen Veräußerungsgewinns kann der 
eine Ehegatte somit nur bis zu der endgül-
tigen Auseinandersetzung im gemeinsa-
men Einfamilienhaus wohnen bleiben oder 
in diesem noch einen Zweitwohnsitz unter-
halten, indem er das Haus weiterhin zeit-
weilig bewohnt. Streitigkeiten mit dem FA 
dürften in dieser Konstellation jedoch vor-
programmiert sein. 
 
Gesetzgebung: Steuer auf zuckerge-
süßte Getränke 
Die Bundesregierung plant derzeit weder 
die Einführung einer Zuckersteuer noch an-
derer Steuern auf zuckergesüßte Getränke 
oder andere zuckergesüßte Lebensmittel. 
Dies geht aus der Antwort der Bundesre-
gierung (BT-Drucks. 20/6333) auf eine 
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (BT-
Drucks. 20/6109) hervor. 
Darüber hinaus teilt die Bundesregierung 
in ihrer Antwort mit, dass derzeit keine 
Entscheidung der Bundesregierung exis-
tiert, im Bereich der Umsatzsteuersätze auf 
die Lieferung von Lebensmitteln eine Ge-
setzesänderung zu initiieren. 
 
 
Umsatzsteuer 
 
Durchschnittssätze für land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe 
Grundsätzlich kommt die Versteuerung 

nach vereinnahmten Entgelten für jeden 
Unternehmer in Betracht. Unternehmer, 
die ihre Vorsteuer nach Durchschnittssät-
zen gem. § 23a UStG errechnen und Land- 
und Forstwirte, die für ihre Umsätze die 
Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 
UStG anwenden, haben unter den übrigen 
Voraussetzungen des § 20 UStG die Mög-
lichkeit, einen Antrag auf Berechnung der 
Steuer nach vereinnahmenden Entgelten 
zu stellen. 
Die Prüfung der Umsatzgrenze des § 24 
Abs. 1 Satz 1 UStG erfolgt anhand der Um-
sätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG 
(ohne Umsatzsteuer), die der Unternehmer 
mit seinem gesamten Unternehmen im vo-
rangegangenen Kalenderjahr unter Zu-
grundelegung der im maßgeblichen Kalen- 
derjahr angewandten Besteuerungsart (Soll- 
versteuerung oder Istversteuerung) erzielt 
hat. Dies gilt auch insoweit als der Unter-
nehmer im vorangegangenen Kalenderjahr 
in seinem Unternehmen bereits die Durch-
schnittssatzbesteuerung des § 24 UStG an-
gewendet hat. 
 
Unrichtiger oder unberechtigter Steuer-
ausweis 
In dem entschiedenen Einzelfall waren die 
ausgewiesenen Beträge jeweils hinter dem 
Eurozeichen mit einem Bindestrich verse-
hen, der vom BFH als Minuszeichen gewer-
tet wurde. Vom Aussteller des Dokuments 
wurde mit diesen negativen Beträgen aber 
nicht (unberechtigt) über von ihm angeb-
lich erbrachte Leistungen abgerechnet, 
sondern über einen sich aus einer Jah- 
reskonditionsvereinbarung ergebenden 
„Bonus". Dieser „Bonus“ (Rückvergütun-
gen, Rabatte u. ä.) war als Entgeltminde-
rung für die ursprünglichen Leistungen des 
Empfängers des Dokuments an den Aus-
steller des Dokuments vereinbart worden 
und vom Empfänger des Dokuments zu 
zahlen. Außerdem hat der BFH mit o. a. Ur-
teil entschieden, dass bei der Prüfung, ob 
in einem Dokument über eine Leistung ab-
gerechnet wird, der Inhalt weiterer Doku-
mente jedenfalls dann ergänzend heran- 
zuziehen ist, wenn in der Abrechnung auf 
diese Dokumente verwiesen wird. 

b.b.h. Bundesverband selbständiger Buchhalter und Bilanzbuchhalter 
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Das BMF führt u. a. hierzu aus: 
• Soweit der Aussteller eines Dokuments 

mit diesem nicht (unberechtigt) über eine 
von ihm (angeblich) erbrachte Leistung, 
sondern über eine Entgeltminderung ab-
rechnet und dies zusätzlich durch ein Mi-
nuszeichen bei dem offen ausgewiese- 
nen Betrag zum Ausdruck bringt, wird 
dieser negative Betrag nach der Entschei-
dung XI R 5/18, Rn. 37 ff., nicht nach  
§ 14c UStG geschuldet. Zu einem Schrift-
stück, das keine Rechnung, sondern 
Grundlage für den Zahlungsverkehr ist, 
siehe Abschnitt 14.1 Abs. 1 Satz 4 UStAE. 

• Bei dem negativen Betrag handelt es sich 
weder um einen „Mehrbetrag” noch um 
einen „ausgewiesenen Betrag” i. S. des 
§ 14c Abs. 2 Sätze 1 und 2 UStG. 

• Für Fälle der Gutschrift im Sinne des § 14 
Abs. 2 Satz 2 UStG, in denen mit einem 
Minuszeichen zum Ausdruck gebracht 
werden soll, dass der Leistungsempfän-
ger dem leistenden Unternehmer die 
Zahlung des genannten Umsatzsteuerbe-
trages schuldet, ist die Entscheidung XI R 
5/18 ebenfalls nicht anwendbar, da in 
diesen Fällen (unberechtigt) über eine 
(angeblich) erbrachte Leistung abgerech-
net werden soll. Dabei kann sich eine 
Steuerschuldnerschaft des Empfängers 
der Gutschrift ergeben. 

 
Umsatzbesteuerung von Beiträgen an 
ein (geschlossenes) Fitnessstudio 
Die freiwillige Fortzahlung von Beiträgen, 
die von Mitgliedern im Rahmen eines Dau-
erschuldverhältnisses an ein Fitnessstudio 
erbracht werden, welches vorübergehend 
pandemiebedingt schließen muss und auf 
die Erbringung von Ersatzleistungen ver-
wiesen ist, steht in einem umsatzsteuerlich 
relevanten Zusammenhang mit den im 
Rahmen des Dauerschuldverhältnisses er-
brachten Leistungen (FG Schleswig-Hol-
stein, Urteil v. 16.11.2022 - 4 K 41/22; 
Revision anhängig, BFH-Az. XI R 36/22).

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.


